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Neues aus der Rechtsprechung 

Verhältnis zwischen einer Probezeitkündigung und dem 

Schutz vor Repressalien für Hinweisgeber  

Beruft sich der Arbeitnehmer auf die Unwirksamkeit einer Kündigung gem. 

§ 36 Abs. 1 Satz 1 HinSchG i.V.m. § 134 BGB, muss er das Vorliegen einer 

rechtmäßigen Meldung/Offenlegung sowie einer zeitlich nachfolgenden Be-

nachteiligung substantiiert darlegen und ggf. beweisen (LAG Niedersach-

sen, Urteil vom 11.11.2024, Az. 7 SLa 306/24). 

Der Sachverhalt  

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer Probezeitkündi-

gung. Der Kläger war bei der Beklagten seit Frühjahr 2023 als Leiter 

Recht tätig und berichtete dem CEO.  

Im Mai 2023 hatte sich der Kläger wegen Rechtsverstößen an den 

CEO gewandt. Während der Beschäftigungszeit des Klägers wurde 

zudem ein Compliance-Fall über das von der seit 2020 zuständigen 

Person geführte Hinweisgebersystem erfasst.  

Im August 2023 prüfte der Kläger einen Vertrag, hinsichtlich dessen 

er zur Annahme eines Kartellrechtsverstoßes gelangte. Ein vom ös-

terreichischen Kunden in Auftrag gegebenes, externes Gutachten 

kam zum Ergebnis, dass kein Kartellrechtsverstoß vorgelegen habe. 

Nachdem der Kläger auf Fehler im Gutachten hingewiesen hatte, 

führte er im September 2023 ein Gespräch mit der externen Kanzlei, 

die weitere rechtliche wie tatsächliche Klärung zusagte. Ein Angebot 

des CEO, selbst ein Gutachten zu erstellen, lehnte der Kläger, der ein 

externes Gutachten einholen wollte, ab.  

Kurz darauf unterrichtete die Beklagte den Betriebsrat nach § 102 Be-

trVG über eine beabsichtigte Probezeitkündigung des Klägers. Sie 

verwies dabei auf Defizite bei der Erstellung von Konzepten und 

Handlungsempfehlungen, fehlende Berücksichtigung der Bedürf-

nisse der Beklagten, unstrukturierte Arbeitsweise und zu zeitinten-

sive Bearbeitung bestimmter Themen. 
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Nachdem der Betriebsrat mitgeteilt hatte, keine Stellungnahme ab-

zugeben, kündigte die Beklagte Ende September 2023 das Arbeits-

verhältnis mit dem Kläger „fristgerecht innerhalb der Probezeit“. 

Die Entscheidung 

Die Berufung des Klägers blieb erfolglos.  

Soweit sich der Kläger darauf berufen hatte, es habe sich bei der Kün-

digung um eine (verbotene) Repressalie nach § 36 Abs. 1 Satz 1 Hin-

SchG gehandelt und die Kündigung sei nach § 134 BGB nichtig, habe 

der Kläger schon nicht dargelegt, dass der sachliche Anwendungsbe-

reich des HinSchG eröffnet ist.  

Das Vorliegen einer rechtmäßigen Meldung/Offenlegung von in § 2 

HinSchG genannten Rechtsverstößen sowie einer – zeitlich nachfol-

genden – Benachteiligung müsse durch die betroffene Person hinrei-

chend substantiiert dargelegt und ggf. bewiesen werden. 

Der Kläger habe sich mangels Tatsachenvortrag auf Rechtsbehaup-

tungen beschränkt. Die Beklagte habe den Vortrag des Klägers auch 

substantiiert bestritten. 

Der Kläger könne sich zudem nicht auf Geheimhaltungspflichten be-

rufen, die ihm weiteren Sachvortrag versperren würden, weil § 5 

HinSchG das diesbezügliche Spannungsfeld regele.  

Die Kündigung sei schließlich nicht als Maßregelung nach § 612a 

BGB i.V.m. § 134 BGB nichtig, weil keine Anhaltspunkte für eine un-

zulässige Rechtsausübung erkennbar seien. Es sei nicht feststellbar, 

das die rechtlichen Einschätzungen zu dem vom Kläger behaupteten 

Kartellrechtsverstoß überhaupt oder gar das wesentliche Motiv für 

die Kündigung gewesen seien. Das sei aus der Begründung gegen-

über dem Betriebsrat und dem Sprechzettel für das Trennungsge-

spräch, dem zeitlichen Ablauf und dem Umstand, dass der CEO teil-

weise auch Empfehlungen des Klägers gefolgt sei, abzuleiten. 

Praxishinweis 

Das Urteil stellt nicht nur die erste obergerichtliche Entscheidung zur 

Frage einer repressiven Kündigung nach § 36 HinSchG i.V.m. § 134 

BGB dar, sondern subsumiert auch schulbuchmäßig.  
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Die Ausführungen zur Substantiierung des Tatsachenvortrages ma-

chen deutlich, dass derartige Klagen kein „Selbstläufer“ sind. Trotz-

dem zeigt die Praxis, dass häufig als „Schleppnetzargumentation“ in 

diese Richtung argumentiert wird, ähnlich wie angebliche Verstöße 

gegen die DSGVO von Manchen standardmäßig behauptet werden. 

Umgekehrt konnte die Beklagte sehr genau zu den bei ihr dokumen-

tierten Abläufen und Ergebnissen hinsichtlich der Aufklärung des 

vom Kläger behaupteten Kartellrechtsverstoßes vortragen und so die 

Darlegungslast für den Kläger erhöhen. Das ist Arbeitgebern in ver-

gleichbaren Konfliktsituationen zu empfehlen. 
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